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Der Bundestag berät in erster Lesung über den Haushalt 2018.
Mehr Investitionen
Der Bundestag hat in der abgelaufe-
nen Sitzungswoche die erste Lesung 
zum Bundeshaushalt 2018 beraten. 
Mit der zweiten. und dritten. Lesung 
vom 2. bis 4. Juli will der Bundestag 
den Haushalt dann endgültig verab-
schieden. Danach muss im zweiten 
Durchgang der Bundesrat am 6. Juli 
noch grünes Licht geben.

Der Haushalt ist expansiv. Die Inves-
titionen steigen. In der neuen Legis-
laturperiode wird deutlich mehr Geld 
für Investitionen in Infrastruktur, Di-
gitalisierung, Bildung und Forschung 
ausgegeben als in den Vorjahren. Be-
trugen die Investitionen des Bundes 
im Zeitraum 2013 – 2017 noch 146,5 
Milliarden Euro, so steigen sie im Zeit-
raum 2018 – 2022 auf geplante 180,3 
Milliarden Euro an. Dies entspricht ei-
ner Steigerung um 23 Prozent im Ver-
gleich zur letzten Legislaturperiode.

Im jetzt vom Bundeskabinett be-
schlossenen Haushalt 2018 (Zweiter 
Regierungsentwurf 2018) steigen die 
Ausgaben für Investitionen auf 37 Mil-
liarden Euro (von 34 Milliarden Euro 
in 2017) – dies entspricht einer Stei-
gerung um rund neun Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr.

In der ebenfalls vom Kabinett be-
schlossenen Finanzplanung 2019 
bis 2022 sind für das Jahr 2022 im 
Vergleich zu 2017 leicht gesunkene 
Investitionen aufgeführt (33,5 Milli-
arden Euro). Diese von manchen als 
Absenkung der Mittel für Investitio-
nen interpretierte Zahl beruht jedoch 
auf einer veränderten Darstellung: ab 

dem Jahre 2020 werden die bis Ende 
2019 aus dem Bundeshaushalt an die 
Länder gezahlten Entflechtungsmittel 
in Höhe von über drei Milliarden  Euro 
pro Jahr nicht mehr gesondert als In-
vestitionen ausgewiesen, sondern als 
Folge der Neuordnung der Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen pauschal an 
die Länder übertragen. Diese werden 
auch weiterhin für Investitionen von 
den Ländern genutzt werden. 

Für die SPD geführten Ressorts er-
geben sich folgende Änderungen: Für  
familienpolitische Leistungen werden 
im Jahr 2018 zusätzlich rund 600 
Millionen bereitgestellt, vor allem für 
das Elterngeld und den Unterhaltsvor-
schuss. Die Bekämpfung von Kinder-
armut wird über den Kinderzuschlag 
reformiert. Dafür werden 1,4 Milliar-
den Euro bis zum Ende des Finanz-
planzeitraumes veranschlagt. Für 
Leistungsverbesserungen in den Be-

reichen frühkindlicher Bildung, stehen 
ab 2019 insgesamt rund 7,5 Milliarden 
Euro zusätzlich bereit. Das Kindergeld 
und der Kinderfreibetrag werden ab 
dem 1. Juli 2019 erhöht.

In der Sozialpolitik werden die Leis-
tungen an die Rentenversicherung 
2018 rund 94 Milliarden Euro betra-
gen und bis 2022 auf rund 109,1 Mil-
liarden Euro deutlich ansteigen. Für 
die Erstattung der Nettoausgaben der 
Länder für die Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung sind 
im laufenden Jahr 5,9 Milliarden Euro 
veranschlagt. 
Der Bundeszuschuss zur pauscha-
len Abgeltung der Aufwendungen der 
GKV für versicherungsfremde Leis-
tungen beträgt 14,5 Milliarden Euro 
pro Jahr. Die passiven Leistungen 
nach dem SGB II (ALG II und KdU) 
betragen 2018 rund 27,9 Milliarden 
Euro.

Die Haushaltsberatungen haben begonnen. Es soll deutlich mehr Geld für Infrastruktur, Digitali-
sierung, Bildung und Forschung ausgegeben werden. 	                 F: Thomas Köhler/photothek

Thema der Woche
Sitzungswoche vom 14.05 bis 18.05.2018
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Viele Kinder und Jugendliche erkranken an Blutkrebs.
Schnelle Registrierung als Stammzellenspender. 

DKMS: Mitmachen 
und Leben retten 

Alle 15 Minuten erhält ein Mensch in 
Deutschland die Diagnose Blutkrebs. 
Viele sind Kinder und Jugendliche. Ihre 
einzige Chance ist eine Stammzel-
lenspende. Nur ein Drittel der Patienten 
findet innerhalb der Familie einen pas-
senden Spender. Die meisten sind auf 
geeignete Spender von außerhalb an-
gewiesen. Damit sich mehr Menschen 
als Spender registrieren lassen, hat die 
Deutsche Knochenmarkspenderdatei 
(DKMS) den 28. Mai als Aktionstag im 
Kampf gegen Blutkrebs etabliert.
Die gemeinnützige DKMS wurde 1991 
gegründet. Damals waren nur etwa 
3000 Menschen in Deutschland als 
Spender registriert. Heute sind es fast 
fünf Millionen Menschen. Die DKMS 
ist die weltweit größte Datenbank für 
Stammzellenspende und ermöglicht 

täglich durchschnittlich 19 Stammzel-
lentransplantationen. Die Vision der 
DKMS ist: Wir besiegen Blutkrebs. Sie 
kann nur erreicht werden, wenn sich 
viele Menschen als potentielle Spender 
registrieren lassen. Das dauert nur we-
nige Minuten, kann aber Leben retten. 
Grundsätzlich kann sich jeder gesunde 
Mensch zwischen 17 und 55 Jahren 
als Stammzellenspender registrieren:  
https://www.dkms.de/de/spender-wer-
den.

Mein Team und ich nehmen den  
DKMS-Aktionstag zum Anlass uns regis-
trieren zu lassen oder die Aktualität un-
serer Daten zu überprüfen. Lassen auch 
Sie sich registrieren und informieren Sie 
Freunde und Bekannte. Blutkrebs kann 
besiegt werden - aber nur gemeinsam.

Internationale Jugendaustausch-Pro-
gramme sind nicht nur spannend. Sie 
legen wichtige Grundsteine für gute 
Beziehungen zwischen den Men-
schen in unterschiedlichen Ländern. 

Umso mehr freue ich mich, dass 
auch 2018 mit dem Schüler Tobias 
Adamczewski ein junger Mensch aus 
meinem Wahlkreis am Parlamen-
tarischen Patenschafts-Programm 

(PPP) teilnehmen und ein Jahr in 
den USA verbringen wird. Zum Ab-
schluss eines einwöchigen Seminars 
der diesjährigen Stipendiaten mit der 
Partnership International e.V. war 
ich als Gast und Diskussionspartne-
rin beim Abschlussabend in Würz-
burg mit dabei. Die Bewerbungs-
frist für das Schuljahr 2019/2020 
läuft bis 14.09.2018. Infos unter:  
https://www.bundestag.de/ppp

Jetzt für das Patenschaftsprogramm bewerben

Austausch mit der 
Wirtschaft
Aus eigener Erfahrung kann 
ich sagen: Politik und Wirt-
schaft unterscheiden sich an 
vielen Stellen. Umso wich-
tiger ist der Austausch zwi-
schen Praktikern aus beiden 
Bereichen, denn er fördert 
gegenseitiges Verständnis 
und baut vorhandene Vorur-
teile ab. 
Demokratie braucht Zeit und 
wirtschaftliche Logik allein 
darf in der Politik nie entschei-
dend sein. Das zu vermitteln 
ist mir wichtig. Deshalb habe 
ich mich auch in diesem Jahr  
am Know-how-Transfer der 
Wirtschaftsjunioren beteiligt. 

Die Wirtschaftsjuniorin Katha-
rina Barrenscheen hospitier-
te mehrere Tage in meinem 
Büro. Außerdem standen 
Diskussionsrunden mit Ver-
tretern der SPD-, CDU/CSU-, 
FDP-Fraktion und der Besuch 
von Ausschuss- und Plenar-
sitzungen auf dem Plan.

Martina Stamm-Fibich war Teilnehmerin beim 
Diskussionsabend in Würzburg. 
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Bundespräsident weiht das Ludwig-Erhard-Zentrum ein und lobt in seiner Rede 
den gebürtigen Fürther als Mitbegründer der Sozialen Marktwirtschaft.

„Stolz auf seine Fürther“ – 
Steinmeier eröffnet LEZ

Wenn selbst der Botschafter der Volks-
republik China den Weg nach Fürth 
findet, muss etwas Besonderes pas-
siert sein: Gemeinsam mit Vertretern 
der Stadt und der bayerischen Staats-
regierung eröffnete Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier am Freitag 
vor Pfingsten das Ludwig-Erhard-Zen-
trum mitten in der Innenstadt, um dem 
Erfinder der Sozialen Marktwirtschaft 
zu gedenken. 

Mit dem LEZ entstand in Erhards 
Geburtshaus und einem Neubau 
direkt gegenüber ein einzigartiges 
Ausstellungs-, Dokumentations-, Be-
gegnungs- und Forschungszentrum. 
Auf gut 1.200 Quadratmetern lädt die 
Dauerausstellung ab Ende Juni die 
Menschen dazu ein, Ludwig Erhards 
Leben und Wirken besser kennenzu-
lernen, Zeitgeschichte zu entdecken 
und die Idee der Sozialen Marktwirt-
schaft zu erleben. „Ich glaube, Erhard 
wäre stolz auf sein Museum und auf 
seine Fürther und vielleicht auch da-
rauf, dass sie ihm keine goldene Sta-
tue gebaut haben, sondern einen Ort 
für Aufklärung und Dialog, was ihm 
auch wichtiger gewesen wäre“, er-
klärte Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier anlässlich der Eröffnung.

Steinmeier betonte die große Bedeu-
tung Erhards und seines Entwurfs 
der Sozialen Marktwirtschaft für den 

Verlauf der wirtschaftlichen Entwick-
lung der Bundesrepublik. „Das war ein 
Sprung ins Ungewisse, ein versuchter 
Gegenentwurf zum Manchester-Kapi-
talismus und der Sozialistischen Plan-
wirtschaft. Mit diesem wagemutigen 
Schritt hat er den Grundstein für die 
Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik 
gelegt.“

Der Bundespräsident legte die Rele-
vanz von Erhards Idee für die heutige 
Zeit sehr klar dar. „Globalisierung und 
Digitalisierung markieren ebenfalls 
eine Zeitenwende, etwas Epochales, 
denen man mit mutiger Politik im Sin-
ne Erhards begegnen muss“, erörterte 

unser ehemaliger Bundesaußenminis-
ter.

Ich persönlich verstehe unseren Prä-
sidenten dabei nicht in dem Sinne, 
dass wir nun ein neues Wirtschafts-
modell aufsetzen müssen. Doch die 
Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts, wie die größer werdende Sche-
re zwischen Arm und Reich, das Ziel 
eines Welthandels ohne Menschen 
und/oder den Planeten auszubeuten, 
diese Herausforderungen brauchen in 
ihrer Bewältigung etwas, das Erhard 
mit der Sozialen Marktwirtschaft ge-
schaffen hat: Ein mutiges Stück Poli-
tik.

Zur Eröffnung des Ludwig-Erhard-Zentrums in Fürth hielt Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier eine Rede und nahm im Anschluss an einer Führung teil.
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Seit dem Regierungsantritt der SPD im Jahr 2013 wurden die Mittel verdreifacht. 
Jetzt gilt es, die Projekte aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen.

Deutschlands humanitäre 
Verpflichtung im Haushalt

Vor ein paar Wochen habe ich hier 
über Deutschlands humanitäre 
Verpflichtung im Koalitionsvertrag 
geschrieben. Jetzt liegt der Regie-
rungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2018 vor. Die Mittel für humani-
täre Hilfe werden weiter steigen. 

Im Regierungsentwurf für den Haus-
halt sind 1,5 Milliarden für die huma-
nitäre Hilfe vorgesehen (300 Millionen 
Euro mehr als im Vorjahr). Seit unse-
rem Regierungsantritt 2013 haben wir 
die Mittel verdreifacht. Mehr Geld für 
humanitäre Hilfe ist einerseits erfreu-
lich, weil wir mehr Menschen helfen 
können. Andererseits bedeutet der 
Zuwachs natürlich auch, dass es mehr 
Konflikte gibt, also noch mehr Men-
schen in Not sind. 

Haushalterische Zusammenhänge
Wir wollen die Mittel für Entwicklungs-
zusammenarbeit um rund eine Milliar-
de Euro erhöhen. Das ist gut, um lang-
fristig Armut zu bekämpfen. Aufgrund 
der großen Not setzen wir uns in den 
Haushaltsberatungen aber dafür ein, 
die Mittel für humanitäre Hilfe – die 
eher eine akute Nothilfe ist – noch 
stärker als vorgesehen zu erhöhen. 
2017 wurden aus den veranschlagten 
1,2 Milliarden für humanitäre Hilfe we-
gen der vielen Konflikte doch 1,7 Mil-
liarden. Deswegen fordern wir schon 
jetzt zusätzliche Mittel, um damit zum 

Beispiel Flüchtlinge vor Ort in Krisen-
gebieten zu versorgen. 

Kapitel „Sicherung von Frieden 
und Stabilität“
Dem Auswärtigen Amt stehen 2,7 
Milliarden Euro im Haushalts-Kapitel 
"Sicherung von Frieden und Stabilität" 
zur Verfügung. Der größte Batzen ist 
dabei das Geld für die humanitäre Hil-
fe, der Rest setzt sich zusammen zum 
Beispiel aus Leistungen an die UNO 
und weiteren Mitteln für Demokrati-
sierungshilfe sowie zur Förderung der 
Menschenrechte. 

Wir wollen die Leitlinien für Krisen-
prävention, Konflikt-Bearbeitung und 

Friedensförderung umsetzen, die wir 
in der letzten Wahlperiode erarbeitet 
haben: Friedensmediation auszubau-
en und Maßnahmen zur Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung zu ergreifen, 
gehört dazu. Nicht zuletzt geht es um 
Transformationspartnerschaften, bei 
denen wir z.B. Tunesien, Marokko 
und den Irak bei Demokratie, Rechts-
staatsförderung, Wirtschaft, Bildung, 
Gleichstellung der Geschlechter und 
Medien unterstützen.

Beratungsbedarf sehe ich auch 
noch
In den parlamentarischen Haushalts-
verandlungen wird sich die SPD dafür 
einsetzen, dass im Koalitionsvertrag 
beschlossene Projekte auch umge-
setzt werden. Zum Beispiel brauchen 
die deutschen Auslandsvertretungen 
mehr Mittel, damit sie den Nationa-
len Aktionsplan Wirtschaft und Men-
schenrechte umsetzen können. 

Der Koalitionsvertrag nennt außer-
dem die Deutsch-Französischen Ein-
richtungen, das Netzwerk deutscher 
Auslandsschulen und die strategische 
Auslandskommunikation. Letzteres 
ist wichtig! Damit ist gemeint, dass 
Deutschland mehr gegensteuern 
muss, wenn kriminelle Schlepper per-
spektivlosen Menschen in Entwick-
lungsländern über Deutschland das 
Blaue vom Himmel herunterlügen. 

„1,5 Milliar-
den Euro für 
humanitäre 
Hilfe zeigen, 
wie viel Not 
es auf der 
Welt gibt!“
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Beim DGB-Bundeskongress in Berlin diskutieren die Delegierten über die sich 
verändernden Rahmenbedingungen für Beschäftigte.

Im Spannungsfeld der 
digitalisierten Arbeitswelt

Beim DGB-Bundeskongress forderte 
unser Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier in seiner Rede eine Ethik 
der Digitalisierung in der Arbeitswelt. 
Ein großes Thema, das auch im Leit-
antrag des DGB-Bundeskongresses 
eine große Rolle spielt. Denn nichts 
verändert die Arbeitswelt mehr als die 
Digitalisierung. Die neue Technik bie-
tet viele Chancen, zum Beispiel für 
mehr selbstbestimmte Arbeit, doch 
auch Risiken, beispielsweise für die 
psychische Gesundheit, weil man 24 
Stunden am Tag erreichbar sein soll. 

Viele Menschen machen sich Sor-
gen um ihre Zukunft: Bleibt für mich 
noch Platz im Beruf? Werde ich durch 
eine Maschine ersetzt? Unser Sozial-
staat muss die Garantie geben, dass 
gut qualifizierte Menschen nicht den 
Kampf gegen digitale Algorithmen ver-
lieren. Dafür müssen wir allen ermög-
lichen, Qualifikationen zu erwerben 
– und zwar ohne dabei einen Einkom-
menseinbruch zu erleiden. Das fordert 
auch der DGB in seinem Leitantrag 
mit einem „Sozialstaat 4.0“, der wirk-
sam vor Lebensrisiken schützt und die 
Menschen dazu befähigt, im Wandel 
der Arbeitswelt mithalten zu können. 

Das Spannungsfeld der digitalisierten 
Arbeitswelt bekommen wir nur in den 
Griff, wenn wir den Wandel gemein-
sam und sorgfältig gestalten. Auf kei-

nen Fall darf die zunehmende Flexibi-
lisierung von Arbeitsort und Arbeitszeit 
einseitig zu Lasten der Beschäftigten 
gehen. Jeder hat ein Recht auf Feier-
abend. Wir brauchen klare Regeln für 
Erreichbarkeit und Flexibilität: ohne 
gläserne Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und ohne Lohndumping 
durch digitales Outsourcing.

Beim Parlamentarischen Abend im 
Rahmen des DGB-Bundeskongres-
ses sprachen unser ehemaliger Kolle-
ge aus der bayerischen Landesgrup-
pe und Afa-Bundesvorsitzender Klaus 

Barthel sowie unsere Fraktionsvorsit-
zende Andrea Nahles zu den Dele-
gierten. Auch sie verwies auf die Sor-
gen der Beschäftigten, im Beruf keine 
feste Perspektive zu haben. Und sie 
ermahnte unseren Koalitionspartner, 
das vereinbarte Rückkehrrecht von 
Teilzeit zu Vollzeit umzusetzen. Be-
reits zum zweiten Mal steht das Rück-
kehrrecht im Koalitionsvertrag. Jetzt 
muss es endlich auch im Gesetz ste-
hen. Derzeit blockieren aber CDU und 
CSU beim Rückkehrrecht von Teilzeit 
in Vollzeit. Damit lässt die Union Millio-
nen Frauen in der Teilzeitfalle hängen.

Tauschen sich beim DGB-Bundeskongress aus (v.l.): MdB Martin Burkert, MdB Yasmin Fahimi 
und Matthias Jena, Vorsitzender DGB Bayern.
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